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organisation der Produzenten, der Formate, der Standards etc. über Märkte aus; ein Vor-
rang, durch den auch der Pressebereich als gesellschaftliches Phänomen seit seinen Anfän-
gen strukturiert worden ist und sich dort später in einem verfassungsrechtlichen Vorrang 
privater Aktivitäten – dem Schutz der Freiheit der Gründung und Gestaltung von Presse- 
erzeugnissen – niedergeschlagen hat (vgl. BVerfGE 97, 125 [144]; Pieroth/Schlink, Staats-
recht II, Heidelberg 2011, Rn. 90, 613; Ladeur in: Paschke u. a., Gesamtes Medienrecht, 
Art. 5 GG Rn. 1 ff., 30).  

§ 1 Abs. 1 2. Hs. zeigt, dass der Rundfunkgesetzgeber auf die neuen Möglichkeiten des 
Internets mit der flexiblen Strategie einer unterschiedlichen Regulierungsdichte für den 
herkömmlichen (linearen) Programmrundfunk einerseits und für Online-Dienste bzw. Te-
lemedien andererseits antwortet. Diese Gesetzgebungsstrategie legt auch Differenzierungen 
im verfassungsrechtlichen Rundfunkbegriff nahe und dürfte dann auch Rückwirkungen 
auf die Einordnung von Telemedien des öffentlichen-rechtlichen Rundfunks haben: Diese 
sind zwar nach dem RStV zulässig (vgl. § 11a), sie können aber wie vergleichbare private 
Telemedienangebote nicht mehr generell und pauschal dem Rundfunk im Sinne des her-
kömmlichen (linearen) Programmrundfunks zugeordnet werden. Das betrifft in besonde-
rem Maße die presseähnlichen (und stark textlastigen) Angebote des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks (vgl. Vesting, Tagesschau-App); i. E. ebenso Ladeur, ZUM 2009, 10 ff. [15]; vgl. 
auch Ladeur, Zum Ausschluss „presseähnlicher“ Online-Dienste zum selbständigen „Tele-
medien-Angebot“ der öffentlich-rechtlichen Anstalten, Telemedicus vom 11.8.2010). Da-
her sind öffentlich-rechtliche Telemedienangebote auch nicht pauschal von der auf den 
Programmrundfunk bezogenen Grundversorgungsaufgabe und Entwicklungsgarantie um-
fasst. 

 
 

IV. Begrenzte Anwendung des RStV auf Teleshoppingkanäle (Abs. 6) 
 
Eine weitere Begrenzung des Anwendungsbereichs der auf den (linearen) Programm-

rundfunk zugeschnittenen Regelungen des RStV ergibt sich auch aus Abs. 6. Teleshop-
ping muss nach der formalen (inhaltsneutralen) Bestimmung des Rundfunkbegriffs als line-
arer Informations- und Kommunikationsdienst in § 2 Abs. 1 als dem Rundfunk zugehörig 
angehen werden (vgl. nur Ring u. a., RStV, § 1 Rn. 22). Das ergibt sich auch daraus, dass 
Teleshoppingkanäle in der Regel ein Minimum an journalistisch-redaktioneller Gestaltung 
aufweisen und die Ausnahme des § 2 Abs. 3 Nr. 4 (kein Rundfunk sind Angebote, die 
nicht journalistisch-redaktionell gestaltet sind) nicht greift. Weil aber Teleshoppingkanäle 
letztlich kommerzielle Veranstaltungen sind und ein Bezug dieser Programme zur öffentli-
chen Meinungsbildung daher nicht unterstellt werden kann, bestimmt § 1 Abs. 6, dass die 
Reglungen des I. und III. Abschnitts nur gelten, wenn dies ausdrücklich bestimmt ist. 
Nach § 39 gelten die Vorschriften der §§ 20, 20a, 21 Abs. 1, 24, 35–38 und 39a auch für 
Teleshoppingkanäle. Sie sind damit insbesondere zulassungspflichtig und unterliegen der 
üblichen Werberegulierung. Nicht anwendbar sind hingegen die Vorschriften §§ 25–34, 
die der rundfunkspezifischen Konzentrationskontrolle und Sicherung der Meinungsvielfalt 
dienen. Letzteres schließt allerdings nicht aus, dass Teleshoppingkanäle als Aktivität auf ei-
nem medienrelevanten verwandten Markt der medienkonzentrationsrechtlichen Prüfung 
der KEK unterliegen.  

 
 

V. Verhältnis zum Landesrecht (Abs. 2) 
 
Beim RStV handelt es sich zunächst einmal um zwischenstaatliches Recht ohne un- 

mittelbare Außenwirkung. Erst über die Transformation per Zustimmungsgesetz bzw. -be-
schluss erlangen die Regelungen des RStV unmittelbare Gesetzeskraft in den Ländern, 
entfalten also auch Rechtswirkungen für und gegen Dritte (Vedder, Staatsverträge, S. 234 f., 
333 f. m. w. N.). Die Vorschrift des § 1 Abs. 2 beinhaltet insofern lediglich die klarstellende, 
deklaratorische Wiederholung der allgemeinen Kollisionsregel, wonach intraföderale 
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Staatsverträge über das Zustimmungsgesetz als einfaches Gesetzesrecht in die Landesrechts-
ordnung eingehen und dabei bestehendes Recht gleichen Rangs als lex posterior bzw. lex 
specialis verdrängen (vgl. BVerfGE 12, 205 (220); Vedder, Staatsverträge, S. 325 f. m. w. N.; 
Beucher/Leyendecker/v. Rosenberg, RStV, § 1 Rn. 19; Ring u. a., RStV, § 1 Rn. 12). Sofern 
der RStV also Regelungen vorsieht bzw. keine landesrechtliche Regelung zulässt, verlieren 
das einfache Landesmedienrecht und hierauf basierende untergesetzliche Normen ihre Gel-
tungskraft. 

Gewisse Probleme bereitet lediglich der Fall einer nachfolgenden, staatsvertragswid-
rigen Landesgesetzgebung. Nach wohl herrschender Auffassung ergibt sich aus dem 
Gleichrang von Transformationsgesetz und einfachem Landesrecht bzw. der lex posterior-
Regel die Wirksamkeit von zeitlich nachfolgendem, staatsvertragswidrigem Landesrecht 
(Beucher/Leyendecker/v. Rosenberg, RStV, § 1 Rn. 19; Ring u. a., RStV, § 1 Rn. 9). Anders 
ist dies allerdings in Hessen, wo Art. 67 Satz 2 der Hessischen Verfassung ausdrücklich fest-
schreibt, dass „kein Gesetz gültig“ ist, das „mit einem Staatsvertrag im Widerspruch steht“. 

Bei divergierenden Regelungen von RStV und landesgesetzlichen Vorschriften ist aber 
stets genau zwischen den Rechtswirkungen des Staatsvertrags im Zwischenländerverhältnis 
auf der einen und der jeweiligen innerstaatlichen Rechtslage auf der anderen Seite zu un-
terscheiden. Von einer nachfolgenden, staatsvertragswidrigen Landesgesetzgebung wird die 
Wirksamkeit des RStV im zwischenstaatlichen Verhältnis deshalb nicht berührt. 
Ansonsten träte der Vertragscharakter des RStV in den Hintergrund und die zwischenstaat-
liche Bedeutung stünde zur Disposition einzelner Länder (BVerwGE 50, 137 [144]; Vedder, 
Staatsverträge, S. 318 ff. m. w. N.; Beucher/Leyendecker/v. Rosenberg, RStV, § 1 Rn. 19). Die 
Auflösung derartiger Divergenzen von zwischenstaatlichem und innerstaatlichem Recht 
richtet sich dann ausschließlich nach dem Innenverhältnis der Vertragsparteien (so etwa 
Schneider, Verträge zwischen Gliedstaaten im Bundesstaat, VVDStRL Bd. 19 (1961), 1 ff. 
[15]; Beucher/Leyendecker/v. Rosenberg, RStV, § 1 Rn. 19; Ring u. a., RStV, § 1 Rn. 10; kri-
tisch Vedder, Staatsverträge, S. 328). Neben der Möglichkeit der Kündigung nach § 62 
RStV besteht daher insbesondere für die vertragstreuen Länder die Möglichkeit, Vertrags-
treue im Wege der Klage zum BVerwG einzufordern (vgl. § 50 Abs. 1 Nr. 1 VwGO). 

Die Möglichkeit abweichenden nachfolgenden Landesrundfunkrechts und die damit 
verbundene schwache Durchsetzungskraft der staatsvertraglichen Regelungen ist im Hin-
blick auf die Einheitlichkeit der Rechtsordnung, die Bindung nach Art. 20 Abs. 3 GG und 
den Individualrechtsschutz verfassungsrechtlich durchaus bedenklich (s. nur Vedder, Staats-
verträge, S. 328 f., 330, 333 f.). Der RStV dient ja nicht nur einer reinen Verwaltungsver-
einfachung oder medienbehördlichen Kooperation, sondern hat vielmehr der verfassungs-
rechtlich gebotenen Funktionssicherung des grenzüberschreitenden Rundfunks durch ein 
einheitliches Rechtsregime Rechnung zu tragen (BVerfGE 73, 118 [196 f.]). Überlegungen, 
die einen generellen Vorrang staatsvertraglicher Regelungen unter Außerachtlassung der 
lex posterior-Regel oder eine Platzierung von Staatsverträgen in der Normenhierarchie als 
lex superior gegenüber einfachem Landesgesetz befürworten, erscheinen daher durchaus 
angemessen, der praktischen Bedeutung des RStV für ein funktionsfähiges Rundfunksys-
tem Rechnung zu tragen (Vedder, Staatsverträge, S. 334 f.). Das ist nur eine Konsequenz des 
Aufstiegs eines kompetenzrechtlich gesehen neuartigen hybriden Staatsvertragsrechts, näm-
lich eines Staatsvertragsrechts, das wie Bundesrecht vereinheitlichend wirkt und wirken 
soll, aber nicht in der Kompetenz des Bundes, sondern eben der Länder liegt. 

 
 

VI. Bestimmung des Veranstaltersitzes und Herkunftslandprinzip  
(Abs. 3, 4 und 5) 

 
In territorialer Hinsicht war der Anwendungsbereich des RStV bis zum Jahr 2010 maß-

geblich durch den Kontext der FsRL (89/552/EWG) bzw. bei Nicht-EU-Mitgliedstaaten 
des FsÜ bestimmt. Innerhalb der EU-Mitgliedstaaten unterlagen Fernsehveranstalter ent-
sprechend dem Begriff der Niederlassung des Art. 43 EGV (jetzt Art. 49 AEUV) grund-
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sätzlich der Rechtshoheit desjenigen Staates, in dem sie ihren organisatorischen Schwer-
punkt hatten (Art. 2 Abs. 3 FsRL). Für die Anwendbarkeit des RStV kam es folglich nicht 
auf den juristischen Sitz eines Veranstalters oder den Ort der Programmproduktion, son-
dern darauf an, dass sich der effektive redaktionelle Arbeitsschwerpunkt eines Veranstalters 
in Deutschland (Herkunftslandprinzip) befand (EuGH, Slg. 1996, I-4059/4074). Die Be-
stimmungen der FsRL und das damit verknüpfte Herkunftslandprinzip sind inzwischen 
in die Richtlinie zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste vom 10.3.2010 
(AVMD-RL) eingegangen. Weil sich § 1 Abs. 3 bislang darauf beschränkte, die Rechtsho-
heit an die Niederlassung eines Fernsehveranstalters zu knüpfen, ohne den Begriff der Nie-
derlassung näher zu definieren, sind die unterschiedlichen Fallgruppen des Art. 2 Abs. 3 
AVMD-RL für Fernsehveranstalter neuerdings in den RStV mit übernommen worden, 
während die Rechtshoheit für Telemedien im Telemediengesetz (TMG) geregelt ist. Mit 
anderen Worten gestaltet der Rundfunkgesetzgeber das Herkunftslandprinzip in § 1 Abs. 3 
jetzt näher aus als früher, indem er die Vorgaben der AVDM-RL über die territoriale Lo-
kalisierung eines Veranstalters, also über seine Niederlassung, ausführlicher als zuvor in ex-
plizites deutsches Recht umgesetzt hat, ohne dass aber in der Sache sehr viel Neues vor-
liegt. 

Entscheidend für die Anwendung des Rundfunkstaatsvertragsrechts auf Fernsehveranstal-
ter bleibt der effektive Verwaltungssitz, nicht der satzungsgemäße Sitz eines Veranstalters. 
Mit dem Begriff „Hauptverwaltung“ ist also der Ort gemeint, an dem die eigentliche un-
ternehmerische Leitung der Gesellschaft erfolgt und an dem sich die Geschäftsleitung tat-
sächlich befindet (Ring u. a., RStV, § 1 Rn. 16). Diesem Grundsatz folgen die Vorschriften 
mit einzelnen Modifikationen: § 1 Abs. 3 Nr. 1 bestimmt, dass ein Fernsehveranstalter als 
in der Bundesrepublik Deutschland niedergelassen gilt, wenn die Hauptverwaltung in 
Deutschland liegt und die redaktionellen Entscheidungen über das Programm dort getrof-
fen werden. Gemäß § 1 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 gilt ein Veranstalter ebenfalls als in der Bundes-
republik Deutschland niedergelassen, wenn trotz in Deutschland liegender Hauptverwal-
tung die Entscheidungen über das Programm in einem anderen Mitgliedstaat getroffen 
werden, aber – entweder ein wesentlicher Teil des mit der Bereitstellung des Programms 
betrauten Personals in Deutschland tätig ist (§ 1 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 Buchst. a) oder – ein 
wesentlicher Teil des mit der Bereitstellung des Programms betrauten Personals sowohl in 
Deutschland als auch in dem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union tätig ist (§ 1 
Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 Buchst. b) oder – ein wesentlicher Teil des mit der Bereitstellung des 
Programms betrauten Personals weder in Deutschland noch in dem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union tätig ist, aber der Fernsehveranstalter in Deutschland zuerst seine 
Tätigkeit begann und eine dauerhafte und tatsächliche Verbindung mit der Wirtschaft 
Deutschlands fortbesteht (§ 1 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 Buchst. c). Außerdem gilt gem. § 1 
Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 ein Fernsehsender als in Deutschland niedergelassen, wenn die Haupt-
verwaltung in Deutschland liegt und die redaktionellen Entscheidungen über das Pro-
gramm in einem Drittstaat getroffen werden oder umgekehrt und vorausgesetzt, dass ein 
wesentlicher Teil des mit der Bereitstellung des Programms betrauten Personals in Deutsch-
land tätig ist. 

§ 1 Abs. 4 trägt ebenfalls der Verpflichtung aus Art. 2 AVMD-RL – dem Herkunfts-
landprinzip – Rechnung. Sofern ein Veranstalter nicht bereits aufgrund der Niederlassung 
deutscher Rechtshoheit oder derjenigen eines Mitgliedstaats der Europäischen Union un-
terliegt, wird der Anwendungsbereich des RStV um die Fälle ergänzt, in denen ein Fern-
sehveranstalter für die Übertragung seiner Angebote eine in Deutschland gelegene Satelli-
ten-Bodenstation für die Aufwärtsstrecke nutzt (§ 1 Abs. 4 Nr. 1). Nach § 1 Abs. 4 Nr. 2 
Satz 1 unterliegen Fernsehveranstalter, die keine in einem Mitgliedstaat der EU gelegene 
Satelliten-Bodenstation aber eine Deutschland als Rechtsträger zugewiesene Satelliten- 
übertragungskapazität für die Aufwärtsstrecke nutzen, deutschem Rundfunkrecht. § 1 
Abs. 4 Nr. 2 Satz 2 sieht demgegenüber vor, Fernsehveranstalter nach den Regeln des 
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Rundfunkstaatsvertrages und landesrechtlichen Vorschriften zu behandeln, wenn die Kri- 
terien von Nr. 1 und 2 nicht vorliegen, die Veranstalter aber in Deutschland nach den 
allgemeinen Vorschriften über die Niederlassung in Art. 49–55 (AEUV) niedergelassen 
sind.  

§ 1 Abs. 5 bestimmt, dass der RStV und die landesrechtlichen Vorschriften nicht gel- 
ten, wenn das Programm eines Fernsehveranstalters ausschließlich zum Empfang in Dritt-
ländern bestimmt ist und in den Mitgliedstaaten nicht mit handelsüblichen Verbraucher-
endgeräten empfangen werden kann.  

 
 

C. Würdigung 
 
Ein Kernproblem der Rundfunkregulierung und der Bestimmung des sachlichen und 

territorialen Geltungsumfangs des RStV liegt in der Kompetenzverteilung zwischen Bund 
und Ländern. Der Einfluss einer neuartigen technologischen, wirtschaftlichen und kul- 
turellen Logik der Vernetzung, die mit den neuen Digitaltechnologien und einer ihr 
entsprechenden Kulturökonomie einhergeht, sollte die Rundfunkregulierung künftig mit 
einer stärker kooperativen Vorgehensweise beantworten. Die wirtschaftliche Integration der 
privaten Rundfunkveranstalter in neuartige multimediale Wertschöpfungsketten, die 
sich abzeichnende (Teil-)Auflösung der Unterscheidung von Presse und Rundfunk, die 
Suche des öffentlich-rechtlichen Rundfunks nach immer breiter gestreuten Wirkungsfor-
men usw. werden die Grenzen von Kultur und Wirtschaft im Bereich des Rundfunks noch 
stärker unterlaufen. Je deutlicher sich aber stabile Verknüpfungen von Kultur und Wirt-
schaft bilden werden, desto schwieriger und weniger eindeutig wird die rechtliche Unter-
scheidbarkeit und gegenständliche Abgrenzbarkeit von Kultur und Ökonomie ausfallen. 
Von der tatsächlichen Möglichkeit, Kultur und Wirtschaft einigermaßen genau voneinan-
der abgrenzen zu können, ist die Kompetenz der Länder aber auch normativ auf paradoxe 
Weise abhängig.  

Die Logik der Vernetzung fordert anders gesagt das bisherige System der gegenständli-
chen Kompetenzabgrenzung heraus, wie sie dem Grundgesetz zugrunde liegt oder diesem 
bislang wenigstens unterlegt worden ist. Wenn an die Stelle der alten stabilen Differenz von 
Kultur und Ökonomie ein flexibler Raum von Kombinationsmöglichkeiten tritt, können 
die einzelnen Komponenten des Rundfunkprozesses rechtlich nicht mehr über ausschließ-
lich kulturrechtliche Überlegungen gebunden werden. Der Rekurs auf einen stabil gedach-
ten Gegenstandsbereich, der der ständigen Selbstveränderung der Medien und des 
Rundfunks entzogen bleibt, läuft dann vielmehr Gefahr, einer ideologischen Verschleie-
rung Vorschub zu leisten, die an den wirklichen Verhältnissen vorbeigeht.  

Damit soll die bisherige Kompetenzverteilung keineswegs pauschal kritisiert werden. 
Es kann nicht darum gehen, an die Stelle der Landeskompetenz die Wirtschaftskompetenz 
des Bundes zu setzen (so z. B. Bullinger/Mestmäcker, Multimediadienste, Baden-Baden 1997, 
S. 135 ff.). Es soll aber darauf aufmerksam gemacht werden, dass das relativ stabile Funda-
ment, auf dem der RStV einst kompetenzrechtlich errichtet worden ist, inzwischen wa-
ckelt. Deshalb muss in Zukunft einerseits verfassungsrechtlich genauer geprüft werden, 
welche Vorschriften des RStV auf der Grundlage der Kompetenz aus Art. 30 GG erlas- 
sen werden können, während es in regulatorischer Hinsicht mehr darum gehen muss, 
neue Meta-Regeln für eine Abstimmung unterschiedlich gewachsener Rechtsordnungen 
(z. B. Kartellrecht/Rundfunkrecht) zu entwickeln, eine Ordnung von Ordnungen, die auf 
die gesteigerte Komplexität und Flexibilität der Kultur- und Medienökonomie reagiert. 
Das alte starre System der gegenständlichen Kompetenzabgrenzung muss durch flexib- 
lere Formen der Koordination und Kooperation von Landes- und Bundesgesetzge-
bung ergänzt werden (Hoffmann-Riem/Schulz/Held, Konvergenz und Regulierung, Baden-
Baden 1999, S. 187 ff.). Im RStV gibt es dazu bereits durchaus einzelne Ansätze (vgl. etwa 
§ 52e). 
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§ 2 RStV RStV § 2 Begriffsbestimmungen I. Abschnitt. Allgemeine Vorschriften 
Schulz Revision 
§ 2 Begriffsbestimmungen 

 
(1) 1Rundfunk ist ein linearer Informations- und Kommunikationsdienst; er ist die 

für die Allgemeinheit und zum zeitgleichen Empfang bestimmte Veranstaltung und 
Verbreitung von Angeboten in Bewegtbild oder Ton entlang eines Sendeplans unter 
Benutzung elektromagnetischer Schwingungen. 2Der Begriff schließt Angebote ein, 
die verschlüsselt verbreitet werden oder gegen besonderes Entgelt empfangbar sind. 
3Telemedien sind alle elektronischen Informations- und Kommunikationsdienste, 
soweit sie nicht Telekommunikationsdienste nach § 3 Nr. 24 des Telekommunika-
tionsgesetzes sind, die ganz in der Übertragung von Signalen über Telekommunika-
tionsnetze bestehen oder telekommunikationsgestützte Dienste nach § 3 Nr. 25 des 
Telekommunikationsgesetzes oder Rundfunk nach Satz 1 und 2 sind.  

(2) Im Sinne dieses Staatsvertrages ist 
 1. Rundfunkprogramm eine nach einem Sendeplan zeitlich geordnete Folge von 

Inhalten, 
 2. Sendung ein inhaltlich zusammenhängender, geschlossener, zeitlich begrenzter 

Teil eines Rundfunkprogramms, 
 3. Vollprogramm ein Rundfunkprogramm mit vielfältigen Inhalten, in welchem 

Information, Bildung, Beratung und Unterhaltung einen wesentlichen Teil des 
Gesamtprogramms bilden, 

 4. Spartenprogramm ein Rundfunkprogramm mit im wesentlichen gleichartigen 
Inhalten, 

 5. Satellitenfensterprogramm ein zeitlich begrenztes Rundfunkprogramm mit bun-
desweiter Verbreitung im Rahmen eines weiterreichenden Programms (Haupt-
programm), 

 6. Regionalfensterprogramm ein zeitlich und räumlich begrenztes Rundfunkpro-
gramm mit im wesentlichen regionalen Inhalten im Rahmen eines Hauptpro-
gramms, 

 7. Werbung jede Äußerung bei der Ausübung eines Handels, Gewerbes, Handwerks 
oder freien Berufs, die im Rundfunk von einem öffentlich-rechtlichen oder ei-
nem privaten Veranstalter oder einer natürlichen Person entweder gegen Entgelt 
oder eine ähnliche Gegenleistung oder als Eigenwerbung gesendet wird, mit dem 
Ziel, den Absatz von Waren oder die Erbringung von Dienstleistungen, ein-
schließlich unbeweglicher Sachen, Rechte und Verpflichtungen, gegen Entgelt zu 
fördern. § 7 Absatz 9 bleibt unberührt, 

 8. Schleichwerbung die Erwähnung oder Darstellung von Waren, Dienstleistungen, 
Namen, Marken oder Tätigkeiten eines Herstellers von Waren oder eines Erbrin-
gers von Dienstleistungen in Sendungen, wenn sie vom Veranstalter absichtlich 
zu Werbezwecken vorgesehen ist und mangels Kennzeichnung die Allgemeinheit 
hinsichtlich des eigentlichen Zweckes dieser Erwähnung oder Darstellung irre-
führen kann. Eine Erwähnung oder Darstellung gilt insbesondere dann als zu 
Werbezwecken beabsichtigt, wenn sie gegen Entgelt oder eine ähnliche Gegen-
leistung erfolgt, 

 9. Sponsoring jeder Beitrag einer natürlichen oder juristischen Person oder einer 
Personenvereinigung, die an Rundfunktätigkeiten oder an der Produktion audio-
visueller Werke nicht beteiligt ist, zur direkten oder indirekten Finanzierung ei-
ner Sendung, um den Namen, die Marke, das Erscheinungsbild der Person oder 
Personenvereinigung, ihre Tätigkeit oder ihre Leistungen zu fördern, 

 10. Teleshopping die Sendung direkter Angebote an die Öffentlichkeit für den Ab-
satz von Waren oder die Erbringung von Dienstleistungen, einschließlich unbe-
weglicher Sachen, Rechte und Verpflichtungen, gegen Entgelt in Form von Tele-
shoppingkanälen, -fenstern und -spots, 

 11. Produktplatzierung die gekennzeichnete Erwähnung oder Darstellung von Wa-
ren, Dienstleistungen, Namen, Marken, Tätigkeiten eines Herstellers von Waren 
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oder eines Erbringers von Dienstleistungen in Sendungen gegen Entgelt oder 
eine ähnliche Gegenleistung mit dem Ziel der Absatzförderung. Die kostenlose 
Bereitstellung von Waren oder Dienstleistungen ist Produktplatzierung, sofern 
die betreffende Ware oder Dienstleistung von bedeutendem Wert ist, 

 12. Programmbouquet die Bündelung von Programmen und Diensten, die in digita-
ler Technik unter einem elektronischen Programmführer verbreitet werden, 

 13. Anbieter einer Plattform, wer auf digitalen Übertragungskapazitäten oder digita-
len Datenströmen Rundfunk und vergleichbare Telemedien (Telemedien, die an 
die Allgemeinheit gerichtet sind) auch von Dritten mit dem Ziel zusammenfasst, 
diese Angebote als Gesamtangebot zugänglich zu machen oder wer über die 
Auswahl für die Zusammenfassung entscheidet; Plattformanbieter ist nicht, wer 
Rundfunk oder vergleichbare Telemedien ausschließlich vermarktet, 

 14. Rundfunkveranstalter, wer ein Rundfunkprogramm unter eigener inhaltlicher 
Verantwortung anbietet, 

 15. unter Information insbesondere Folgendes zu verstehen: Nachrichten und Zeit-
geschehen, politische Information, Wirtschaft, Auslandsberichte, Religiöses, 
Sport, Regionales, Gesellschaftliches, Service und Zeitgeschichtliches, 

 16. unter Bildung insbesondere Folgendes zu verstehen: Wissenschaft und Technik, 
Alltag und Ratgeber, Theologie und Ethik, Tiere und Natur, Gesellschaft, Kinder 
und Jugend, Erziehung, Geschichte und andere Länder, 

 17. unter Kultur insbesondere Folgendes zu verstehen: Bühnenstücke, Musik, Fern-
sehspiele, Fernsehfilme und Hörspiele, bildende Kunst, Architektur, Philosophie 
und Religion, Literatur und Kino, 

 18. unter Unterhaltung insbesondere Folgendes zu verstehen: Kabarett und Comedy, 
Filme, Serien, Shows, Talk-Shows, Spiele, Musik, 

 19. unter sendungsbezogenen Telemedien zu verstehen: Angebote, die der Aufberei-
tung von Inhalten aus einer konkreten Sendung einschließlich Hintergrundin-
formationen dienen soweit auf für die jeweilige Sendung genutzte Materialien 
und Quellen zurückgegriffen wird und diese Angebote thematisch und inhaltlich 
die Sendung unterstützend vertiefen und begleiten, ohne jedoch bereits ein ei-
genständiges neues oder verändertes Angebot nach § 11f Abs. 3 darzustellen, 

 20. ein presseähnliches Angebot nicht nur elektronische Ausgaben von Printmedien, 
sondern alle journalistisch-redaktionell gestalteten Angebote, die nach Gestaltung 
und Inhalt Zeitungen oder Zeitschriften entsprechen. 

(3) Kein Rundfunk sind Angebote, die 

 1. jedenfalls weniger als 500 potenziellen Nutzern zum zeitgleichen Empfang ange-
boten werden, 

 2. zur unmittelbaren Wiedergabe aus Speichern von Empfangsgeräten bestimmt 
sind, 

 3. ausschließlich persönlichen oder familiären Zwecken dienen, 

 4. nicht journalistisch-redaktionell gestaltet sind oder 

 5. aus Sendungen bestehen, die jeweils gegen Einzelentgelt freigeschaltet werden. 
 
Literatur: Bernard, Rundfunk als Rechtsbegriff, Herbolzheim 2001 (zit. Bernard, Rundfunk als 

Rechtsbegriff); Bethge, Das Duell der Kanzlerkandidaten im Spannungsfeld zwischen Rundfunkfrei-
heit und Parteiengleichheit, DÖV 2002, 253; ders., Die Freiheit des privaten Rundfunks, DÖV 2002, 
673; Beucher/Leyendecker/v. Rosenberg, Mediengesetze. Rundfunk, Mediendienste, Teledienste. Kom-
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